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Die Zerstörung von Nord Stream: Eine Kriegserklärung an
Deutschland?

28 Sep. 2022 19:12 Uhr

Mit der Sabotage von Nord Stream wurde die EU zum Kriegsschauplatz. Es ist klar geworden, dass es
nicht um die Ukraine geht. Wir haben es mit einem Krieg der USA gegen Russland zu tun, der sich vor
allem auch gegen Deutschland richtet. Weder die BRD noch die EU sind in diesem geopolitischen Spiel
noch eigenständige Akteure.

Quelle: www.globallookpress.com © Danish Defence
Vermutlich wird sich dieses Bild ebenso ins kollektive Gedächtnis einbrennen wie die
Flugzeuge, die am 11. September 2001 ins World Trade Center geflogen sind.

Von Gert Ewen Ungar

Der Filmemacher Gonzalo Lira sieht im Sabotageakt gegen Nord Stream eine Kriegserklärung der USA
gegenüber den Europäern. Insbesondere Deutschland sei vom wichtigsten Verbündeten der Krieg erklärt
worden, legt er in einem Video dar. Das ist eine steile These, die aber nicht allzu schnell weggewischt
werden sollte. Schon nach kurzer Überlegung ist klar, die USA sind zweifellos der größte Profiteur des
Anschlags auf die europäische Gas-Infrastruktur. Sie haben zudem sowohl die Mittel als auch die
Gelegenheit zur Ausführung. 

Man muss Lira nicht in allem zustimmen. Aber mit der Sabotage von Nord Stream ist eines klar
geworden: Der Schauplatz des Krieges hat sich vergrößert. Es ist nicht mehr nur die Ukraine, in der
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militärische Handlungen stattfinden. Es ist nicht mehr nur ein Wirtschaftskrieg zwischen dem Westen und
Russland. Deutschland und die EU sind mit dem Anschlag auf Nord Stream zum Schlachtfeld geworden. 

Die deutschen Medien deuten gemeinsam mit der deutschen Politik in Richtung Russland, wenn es um
die Frage nach dem Schuldigen geht. Das ist allerdings wenig überzeugend. Den größten ökonomischen
und machtpolitischen Vorteil haben die USA. 

Zugegeben, es sind bisher alles Mutmaßungen und lediglich Indizien. Tatsächliche Beweise für eine
Täterschaft gibt es aktuell nicht. Aber selbst dann, wenn sie zu einem späteren Zeitpunkt medial
vorgeführt werden, ist größte Skepsis angebracht. Denn es geht um viel, um den machtpolitischen
Einfluss über Westeuropa. Aktuell ermitteln Schweden, Dänemark und Deutschland, und auch die NATO
hat ihren Einstieg in die Ermittlungen angekündigt. Alle sind Konfliktpartei in der Auseinandersetzung mit
Russland. Objektive Ergebnisse sind in dieser Konstellation nicht zu erwarten. Es gilt daher, skeptisch zu
bleiben. 

Es ist wenig plausibel, dass Russland die eigene Infrastruktur zerstört, in die es zuvor Milliarden investiert
hat. Zumal Russland all die Ziele, die der Westen dem Land unterstellt, durch bloßes Abschalten hätte
ebenso erreichen können. Russland sitzt im wahrsten Sinne des Wortes am längeren Hebel und kann die
Gasdurchleitung mit einem Knopfdruck beenden. Es ist nicht notwendig, die gesamte Infrastruktur zu
beschädigen. Die Deutschen und die Europäer sollten sich fragen, wer hier ein größeres Interesse, wer
das bessere Motiv und auch wer den geringsten Schaden hat. All das weist weg von Russland, und es
weist in Richtung USA.

Forderungen nach Öffnung von Nord Stream 2 angesichts der Gasmangellage, wie sie aus der
deutschen Zivilgesellschaft kamen, sind nun sinnlos. Die zumindest theoretische Verhinderung der
kommenden Rezession hat sich erledigt. Das Schicksal Europas wirkt besiegelt – zumindest das
wirtschaftliche. Der deutsche Konkurrent ist ausgeschaltet. Denn ganz gleich, wer für die Anschläge auf
Nord Stream verantwortlich ist, hat Deutschland und die EU in Geiselhaft genommen, indem es der
Region das ökonomische Rückgrat gebrochen hat.

Die Schäden an der Pipeline sind umfassend. Eine Reparatur sei schwierig, sagte Gazprom bereits. Ob
Gazprom überhaupt ein Interesse an der Reparatur hat, ist zudem offen. Die Partner waren mehr als
unzuverlässig in der Vergangenheit. 

Auf jeden Fall wird sich in den kommenden Wochen und Monaten zeigen, wie realistisch die Politik
Deutschlands und der EU ist, die versprach, sich relativ kurzfristig aus der Abhängigkeit von russischem
Gas befreien zu können. 

Es waren immer sehr vollmundige Ankündigungen: grüner Wasserstoff, Energiewende, enorme
Investitionen und neue strategische Kooperationen. Dann legt mal los, möchte man sagen, denn jetzt
rennt tatsächlich die Zeit davon. Vor dem Hintergrund der Geschehnisse entsteht der Eindruck, als hätten
die EU und die deutsche Politik den Mund zu voll genommen. Klar ist auf jeden Fall, der Blow-up von
Nord Stream war eine echte Zeitenwende. 

Mit dem Anschlag soll offenkundig die Verbindung zwischen EU und Russland gekappt werden. Es ist
nicht Russland, das daran ein Interesse hat. Es passiert zudem zu einem Zeitpunkt, an dem der
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Bürgerprotest in den westeuropäischen Staaten gegen die Sanktionspolitik der US-freundlichen
politischen Eliten eskaliert. 

Das Wohl Deutschlands und Europas wird jetzt dem Kriegsziel geopfert. Und das Kriegsziel wird damit
eben auch deutlicher formulierbar. Es geht nicht um die Ukraine. Es geht nicht um deren territoriale
Integrität. Es geht auch nicht um Demokratie gegen Autokratie. Dieser Krieg, das wurde deutlich, ist ein
Krieg zwischen den USA und Russland. Der Kriegsverlauf in der Ukraine wird durch den Anschlag auf
Nord Stream nicht beeinflusst. 

Jetzt ist Europa im Krieg angekommen. Und es zeigt sich, die EU verfügt über keine Mittel, in diesem
Krieg zu bestehen, zumal dann nicht, wenn der Hegemon sich gegen sie wendet und bereit ist, Europa
im Spiel um Macht und Einfluss zu opfern. Die EU ist nicht souverän. Sollte der Feind Europas nicht im
Osten, sondern tatsächlich im Westen stehen, dann ist Europa ohne jede Resilienz und allem, was jetzt
kommt, schutzlos ausgeliefert. Es muss nicht so sein, aber man sollte den Gedanken zulassen, dass die
USA der Feind sind und der EU und Deutschland gerade den Krieg erklärt haben. Es ist an der Zeit. 

RT DE bemüht sich um ein breites Meinungsspektrum. Gastbeiträge und Meinungsartikel müssen nicht
die Sichtweise der Redaktion widerspiegeln.


